
die Versorgung auch entfernt liegender Landkreise der Regierungsbezirke Koblenz
undWiesbaden sowie der Stadt Koblenz, obwohl z.B. in fünf Landkreisen des Taunus¬
gebietes nur eine Anzahl von maximal 250 - 300 Benutzungsstunden pro Jahr erwartet
werden konnte240

. Ein Gutachten der Elektrizitätsabteilung des Dampfkesselüberwa¬
chungsvereins, das der Regierungspräsident von Trier anfertigen ließ, schätzte das Pro¬

jekt als sehr vage ein. Technisch durchaus realisierbar, seien die wirtschaftlichen Anga¬

ben der Bergwerksdirektion so wenig aussagefähig, daß Kostenvoranschläge fast un¬
möglich würden241

. Als wichtigsten Ratschlag sah das Gutachten eine rechtzeitige
„Propaganda“ für die nicht zu bezweifelnden Vorteile der Anwendung elektrischer
Energie und Erhebungen über den voraussichtlichen Bedarf an Licht- und Kraftstrom
an. Letztere wurden im Sommer 1909 durchgeführt und brachten für die Bergwerksdi¬
rektion eine erhebliche Ernüchterung: Im engeren Bereich des Saarreviers bestand die
große Konkurrenz des preiswerten Gases; die ländlichen Kreise sahen keine finanziel¬
len Möglichkeiten, das kostspielige Verteilungsnetz selbst zu errichten. Teilbereiche
wie etwa der nördliche Kreis St.Wendel wurden bereits von bestehenden Elektrizitäts¬
werken versorgt242 , oder die Interessenten standen in Verhandlungen mit anderen
Konkurrenten wie in den Kreisen Saarburg, Merzig und Saarlouis. Die Stadt Trier ver¬
fügte beispielsweise über ein gut ausgebautes Dampfkraftwerk und begann mit der
Nutzung der Drohn-Wasserkräfte. In einem Gebietsabgrenzungsvertrag mit der Stadt
von 1910 hatte die Bergwerksdirektion Saarbrücken zwar „vorerst auf das Gebiet west¬
lich der Mosel“ verzichtet, erhoffte sich aber noch die Versorgung der Landkreise
Trier-Land, Saarburg und Bernkastel-Kues. Dieser Plan zerschlug sich kurze Zeit spä¬
ter durch Verträge der genannten Kreise mit dem städtischen Elektrizitätswerk
Trier243 .
Im Kreis Saarlouis stand der Aufbau der Elektrizitätsversorgung eng mit dem Projekt
eines ausgedehnten Netzes von elektrischen Straßenbahnen in Verbindung244 . An
dem Plan zur Elektrizitätsversorgung beteiligte sich später auch der LandkreisMerzig,
nachdem die Versorgung durch die Bergverwaltung in weite Ferne gerückt war245 .

240 LA Sbr. 564/1732, 564/1737, S. 291, 313, 382.
241 LA Sbr. 564/1370, S. 21ff.; ebf. LHA Koblenz 442/9957, p. 323ff.
242 LA Sbr. 564/1370, S. 9ff.; ebd. 564/1371, S. llff.; ebd. 564/407, S. 274ff.
243 Trier: LA Sbr. 564/1730, S. 104; Saarburg: ebd. 564/1733, S. 15f., 60ff., 564/407, S. 242ff.;

ebf. LHA Koblenz 442/6365, p. 242: im Frühjahr 1911 schloß das Elektrizitätswerk der
Stadt Trier mit dem Kreis Saarbürg und 65 Kreisgemeinden Verträge zur Belieferung mit
elektrischer Energie ab. Die Gemeinde Beurig hatte beispielsweise in ihrem Vertrag dem
Elektrizitätswerk Trier das alleinige und ausschließliche Wegebenutzungsrecht auf ihrer
Gemarkung zugestanden, was zu einem langjährigenRechtsstreit führte, da das vorhandene
Elektrizitätswerk Saarburg-Beurig bereits seit dem Jahre 1900 die Genehmigung für die Be¬
nutzung öffentlicher Straßen und Plätze zur Verlegung von Stromleitungen innehatte (vgl.
LHA Koblenz 442/11478). Ende 1911 wurden sich der Kreis Bitburg und das EW Trier
ebenfalls in einem Stromlieferungsvertrag einig (vgl. ebd. 442/9960, p. 467ff.). EineinhalbJahre später ging das Dhronkraftwerk der Stadt Trier in Betrieb (vgl. ebd. 442/6365, p. 319
Rs.; Staab, 1969, S. 198f.).

244 Gosebruch (1915), S. 549ff.; zu diesem Projekt existiert eine großformatige Karte im
StadtA SLS Fach 60 Nr. 18; ausführlich auch: KreisA SLS IV/B-1, 10, 11.

245 LA Sbr. Dep. Stadt Merzig Nr. 690, Schreiben des Landrates v. 04.04.1912.
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